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Stand: 06. Juni 2013 
 
Der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland begrüßt die Gelegenheit, sich an der Konsultation zum 
Grünbuch zur Strategie für Kunststoffabfälle in der Umwelt vom 7. März 2013 zu beteiligen. 
 
 
Die wichtigsten Punkte aus Sicht des BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland sind: 
 

• Die EU sollte verstärkt daran arbeiten, die im Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa für das Jahr 
2020 gesetzten Ziele zur Abfallpolitik zu erreichen. 

• Eine Festlegung konkreter Ziele zur Vermeidung und Wiederverwendung ist zwingend erforderlich, um 
diese in der Abfallhierarchie stärker zu befördern.  

• In der Abfallrahmenrichtlinie und der Verpackungs-Richtlinie müssen verbindliche und höhere Recycling-
Ziele festgelegt werden. In der WEEE-Richtlinie sollten ebenfalls Recyclingziele für Kunststoffe festgelegt 
werden. 

• Wir brauchen ein europaweites Deponierungs- und Verbrennungs-Verbot für recycelbare Kunststoffe, um 
deren Recycling und Wiederverwendung zu intensivieren. 

• Die EU muss die Förderung von Deponien und Verbrennungsanlagen mit europäischen öffentlichen 
Geldern stoppen und diese Mittel zum Aufbau einer angemessenen Infrastruktur für Recycling und 
Wiederaufbereitung von Kunststoffen verwenden. 

• Die EU muss die Ziele der EU-Meeresstrategierahmen-Richtlinie „Die Eigenschaften und Mengen der 
Abfälle im Meer haben keine schädlichen Auswirkungen auf die Küsten- und Meeresumwelt“ befördern.  
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qbfi=^W=^ääÖÉãÉáåÉ=_ÉãÉêâìåÖÉå=
 

1. Der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland begrüßt die seitens der EU Kommission gestartete 
öffentliche Anhörung zum Grünbuch zur Strategie für Kunststoffabfälle in der Umwelt. 

2. Wir sind jedoch besorgt, dass anstatt in der EU einen Wechsel in Richtung auf eine Kreislaufwirtschaft zu 
initiieren, weiterhin die Verbrennung von Kunststoffen begünstigt wird. Somit würden auch zukünftig 
wertvolle Ressourcen dem Wirtschaftskreislauf entzogen. 

3. Der BUND ist der Auffassung, dass die EU eine Führungsrolle in der Einführung und Förderung einer 
Infrastruktur für die Wiederverwendung und das Recycling von Kunststoffen einnehmen muss, anstatt 
weiterhin die Errichtung von Müllverbrennungsanlagen zu fördern. 

4. Wir sind besorgt, dass trotz zahlreicher ökologischer, wirtschaftlicher, sozialer und gesundheitsbezogener 
Argumente gegen Müllverbrennungsanlagen die EU an der Förderung dieser Technologie aus der 
Vergangenheit festhält. 

5. Wir möchten demzufolge betonen, dass das europäische Abfallrecht einen elementaren Beitrag zur Vision 
eines ressourceneffizienten Europas leisten muss. Abfälle sollten demnach spätestens ab 2020 als wichtige 
Ressourcen behandelt werden. Um dies zu erreichen, muss z.B. die bisherige Praxis des Umgangs mit 
Kunststoffabfällen beendet werden, und es müssen finanzielle Anreize gegeben werden, um einen 
nachhaltigeren Umgang zu fördern. 

=
=
qbfi=_W=^ìëÑΩÜêäáÅÜÉ=^åíïçêíÉå=~ìÑ=ÇáÉ=cê~ÖÉå=
 

 
cê~ÖÉ=N=JK=táêÇ=hìåëíëíçÑÑ=ÇìêÅÜ=ÇÉå=ÄÉëíÉÜÉåÇÉå=oÉÅÜíëê~ÜãÉå=ÑΩê=ÇáÉ=
^ÄÑ~ääÄÉïáêíëÅÜ~ÑíìåÖ=ÜáåêÉáÅÜÉåÇ=~ÄÖÉÇÉÅâí=çÇÉê=ãΩëëÉå=ÇáÉ=ÖÉäíÉåÇÉå=
oÉÅÜíëîçêëÅÜêáÑíÉå=~åÖÉé~ëëí=ïÉêÇÉå\==
 
Die bestehende Gesetzgebung ist nicht in der Lage, mit unseren aktuellen Abfällen, einschließlich Kunststoffen 
adäquat umzugehen. Tatsächlich weist die aktuelle EUROSTAT Statistik eine Steigerung der 
Müllverbrennungskapazitäten in den 27 EU Mitgliedsstaaten aus, insgesamt werden weiterhin 60% der 
europäischen Abfälle deponiert oder verbrannt. Die aktuelle europäische Abfallgesetzgebung leistet daher keinen 
ausreichenden Beitrag auf dem Weg zu einer ressourceneffizienten Kreislaufwirtschaft in Europa. 
 
Der Umgang mit Abfällen, einschließlich Kunststoffen, muss so gestaltet werde, dass ein Beitrag zur Verwirklichung 
der Vision des Fahrplans für ein ressourcenschonendes Europa geleistet wird. Daher ist eine Gesetzgebung, die es 
gestattet, dass wertvolle Materialien wie z.B. Kunststoffe dem Kreislauf entzogen werden, nicht zukunftsfähig. 
Auch an die europäische Leitmarktinitiative zum Recycling ist in diesem Zusammenhang zu erinnern. 
 
Änderungen in der europäischen Gesetzgebung müssen sowohl politisch als auch finanziell Maßnahmen des oberen 
Endes der Abfallhierarchie - Vermeidung und Wiederverwendung - fördern:  
 

• Politische Veränderungen in Abfallrecht: 
o In der Abfallrahmenrichtlinie (WFD) sollten europaweite Vermeidungs- und 

Wiederverwendungsziele für Kunststoffe festgeschrieben werden, insbesondere in Hinblick auf 
die für 2020 gesetzten Ziele des Fahrplans für ein ressourcenschonendes Europa. 

o Für recycelbare Kunststoffe (und andere wieder verwendbare und recycelbare Materialien) sollte 
ein europaweites Deponierungs- und Verbrennungs-Verbot umgesetzt werden. Der geltende 
Rechtsrahmen hingegen wird lediglich dazu beitragen, dass diese Aktivitäten beibehalten oder 
sogar ausgebaut werden. 

o Die Recycling-Ziele müssen erhöht werden. Die derzeit sowohl in der Abfallrahmenrichtlinie als 
auch in der Verpackungsrichtlinie festgelegten Recycling-Ziele für Kunststoffe sind zu niedrig. Im 
Falle der WEEE-Richtlinie existieren überhaupt keine Recyclingziele für Kunststoffe, so dass hier 
keine ausreichenden Anreize für ein Kunststoff-Recycling geschaffen wurden.  

o Über eine europaweite Einführung von Getrennt-Sammelsystemen kann in der 
Abfallrahmenrichtlinie sichergestellt werden, dass eine geringe Kontamination der 



 

 3 

Materialströme und somit eine hohe Recyclingqualität erreicht wird. Ein Fokus sollte auf die 
Getrenntsammlung von Materialien wie Kunststoffen, Biomüll, Glas, Papier und Metallen gelegt 
werden. 

o Durch die gewichtsbezogene Festlegung von Recyclingzielen in der Abfallrahmenrichtlinie 
werden derzeit insbesondere leichte Materialien, wie Kunststofffolien nicht adäquat 
berücksichtigt. 

 
• Finanzielle Änderungen in der europäischen Gesetzgebung: 

o Die Förderung von Maßnahmen zur Abfalldeponierung und Abfallverbrennung aus den 
Europäischen Kohäsions- und Strukturfonds muss unterbunden werden. 

o Prämien und Zuschüsse nach der Erneuerbare-Energien-Richtlinie für die Verbrennung von 
biogenen Abfällen (Papier, Karton, Speisereste, Textilien, etc.) müssen gestoppt werden. Es 
handelt sich hierbei nicht um erneuerbare Energien und dies sollte durch die Gesetzgebung 
berücksichtigt werden. 

 

 
cê~ÖÉ=O=JK=táÉ=â∏ååÉå=j~≈å~ÜãÉå=òìê=c∏êÇÉêìåÖ=ÉáåÉë=îÉêëí®êâíÉå=oÉÅóÅäáåÖë=îçå=
hìåëíëíçÑÑ=~ã=ÄÉëíÉå=ÖÉëí~äíÉå=ïÉêÇÉåI=ìã=éçëáíáîÉ=^ìëïáêâìåÖÉå=ÑΩê=ãÉÜê=
tÉííÄÉïÉêÄëÑ®ÜáÖâÉáí=ìåÇ=t~ÅÜëíìã=òì=ÖÉï®ÜêäÉáëíÉå\==
 
Die Einführung von höheren Recycling-Zielen in Abfallrahmenrichtlinie und Verpackungsrichtlinie sowie die 
Berücksichtigung von Kunststoffen in der WEEE-Richtlinie müssen durch Getrennt-Sammelsysteme bei Bürger und 
Bürgerin und im Handel unterstützt werden. So kann sichergestellt werden, dass eine Kontamination der 
Materialströme minimiert und die Recyclingmaterialien mit hoher Qualität auch in hochwertige Anwendungen 
eingesetzt werden können. Qualitäten von Sekundärrohstoffen sollten europaweit definiert werden. 
 
Über die Ökodesign-Richtlinie sollten zusätzliche Maßnahmen ergriffen werden, um sicherzustellen, dass Produkte 
eine längere Haltbarkeit aufweisen und leicht demontiert werden können, zu Reparaturen wie zum Recycling. 
Hierzu gehören auch Anforderungen an die Kennzeichnung und Recyclierbarkeit der Kunststoffe, sowie die 
Festlegung von Anteilen recyclierter Materialien. So wird ebenfalls sichergestellt, dass der Anteil an Kunststoffen, 
die einem Recycling zugeführt werden können, ansteigt. 
 
Die Kommission sollte verstärkt Infrastrukturmaßnahmen fördern, die dem Recycling von Kunststoffen in Europa 
dienen, und nicht weiterhin Mittel für Deponierung und Abfallverbrennung bereitstellen.  
 
 
cê~ÖÉ=P=JK=tΩêÇÉ=ÉáåÉ=îçääëí®åÇáÖÉ=ìåÇ=ïáêâë~ãÉ=rãëÉíòìåÖ=ÇÉê=áå=ÇÉå=ÄÉëíÉÜÉåÇÉå=
oÉÅÜíëîçêëÅÜêáÑíÉå=òìê=aÉéçåáÉêìåÖ=ÑÉëíÖÉäÉÖíÉå=^åÑçêÇÉêìåÖÉå=~å=ÇáÉ=
^ÄÑ~ääÄÉÜ~åÇäìåÖ=Ç~òì=ÑΩÜêÉåI=ÇáÉ=ÇÉêòÉáíáÖÉ=aÉéçåáÉêìåÖ=îçå=hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉå=
~ìëêÉáÅÜÉåÇ=òì=îÉêêáåÖÉêå\=
 
Nein, ein Verbot der Deponierung von recycelbaren Kunststoffen erscheint notwendig, da über die Deponierichtlinie 
in erster Linie biologisch abbaubare Abfälle adressiert werden. Maßnahmen für ein stoffliches Recycling von 
Kunststoffabfällen müssen zusätzlich befördert werden, um einer verstärkten Verbrennung entgegen zu wirken. 
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cê~ÖÉ=Q=JK=tÉäÅÜÉ=j~≈å~ÜãÉå=ï®êÉå=~åÖÉãÉëëÉå=ìåÇ=ïáêâë~ãI=Ç~ãáí=ÇáÉ=
táÉÇÉêîÉêïÉåÇìåÖ=ìåÇ=sÉêïÉêíìåÖ=îçå=hìåëíëíçÑÑ=ÖÉÖÉåΩÄÉê=ÉáåÉê=aÉéçåáÉêìåÖ=
ÄÉîçêòìÖí=ïáêÇ\=t®êÉ=Éáå=sÉêÄçí=ÇÉê=aÉéçåáÉêìåÖ=îçå=hìåëíëíçÑÑ=ÉáåÉ=~åÖÉãÉëëÉåÉ=
i∏ëìåÖ=çÇÉê=ïΩêÇÉ=ÉáåÉ=^åÜÉÄìåÖ=ÇÉê=aÉéçåáÉëíÉìÉêå=ìåÇ=ÇáÉ=báåÑΩÜêìåÖ=îçå=
sÉêãÉáÇìåÖëòáÉäÉå=~ìëêÉáÅÜÉå\=
 
Die Bevorzugung von Vermeidung, Wiederverwendung oder Verwertung von Kunststoffen wird nur befördert 
werden wenn in der Abfallrahmenrichtlinie europaweit verbindliche Zielen für diese Maßnahmen verankert werden.  
In den Mitgliedstaaten wurden durch die Recyclingziele der Abfallrahmenrichtlinie Anreize zur Steigerung der 
Verwertung von Kunststoffen geschaffen. Für das obere Ende der Abfallhierarchie (Vermeidung, Wiederverwendung) 
sollten ähnliche Anreize eingeführt werden. 
 
Ein Verbot der Deponierung von recycelbaren Kunststoffabfällen muss mit einem Verbot der Verbrennung von 
recycelbaren Kunststoffabfällen einhergehen. Ein alleiniges Verbot der Deponierung wird nicht ausreichen, um eine 
Kreislaufwirtschaft zu befördern, da die Abfallverbrennung weiterhin als Option zur Verfügung steht, und diese 
zudem von der EU über Kohäsions- und Strukturfonds, die Richtlinie über erneuerbare Energieträger sowie 
Emissionszertifikate subventioniert wird. 
 
Die Vision des Fahrplans für ein ressourcenschonendes Europa ist aus Sicht des BUND unterstützenswert, die EU 
Kommission ist daher weiterhin gefordert, auf die Verwirklichung dieser Vision für das Jahr 2020 hinzuarbeiten. 
Dazu sind nicht nur abfallrechtliche Maßnahmen, sondern auch entsprechende Schritte im Verbraucherrecht und in 
der Wirtschaftspolitik erforderlich. 
 
 
cê~ÖÉ=R=JK=tÉäÅÜÉ=ïÉáíÉêÉå=j~≈å~ÜãÉå=â∏ååíÉå=~åÖÉÄê~ÅÜí=ëÉáåI=ìã=ÇáÉ=sÉêïÉêíìåÖ=
îçå=hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ~ää=áå=ÇÉê=^ÄÑ~ääÜáÉê~êÅÜáÉ=Ü∏ÜÉê=ÉáåëíìÑÉå=òì=â∏ååÉå=ìåÇ=ëçãáí=ÇáÉ=
ÉåÉêÖÉíáëÅÜÉ=sÉêïÉêíìåÖ=òìÖìåëíÉå=ÇÉë=ãÉÅÜ~åáëÅÜÉå=oÉÅóÅäáåÖë=òì=îÉêêáåÖÉêå\=
tΩêÇÉ=ÉáåÉ=píÉìÉê=ÑΩê=ÇáÉ=ÉåÉêÖÉíáëÅÜÉ=sÉêïÉêíìåÖ=ÉáåÉ=ëáååîçääÉ=j~≈å~ÜãÉ=
Ç~êëíÉääÉå\=
 
Um dies zu erreichen, wäre die sicherste Option, die Verbrennung von recycelbaren Kunststoffabfällen sowie 
anderer wiederverwertbarer Abfälle zu verbieten. Dies, in Verbindung mit einem Deponierungsverbot, würde 
sicherstellen, dass wir zukünftig Kunststoffe als eine wertvolle Ressource handhaben, die so lange wie möglich im 
Wirtschaftskreislauf gehalten wird. Zudem sollte die Mitverbrennung von Abfällen in Zementwerken, Kraftwerken 
und anderen industriellen Feuerungsanlagen zurückgedrängt werden. 
 
Über die Einführung einer Steuer für die energetische Verwertung von Kunststoffabfällen und deren jährliche 
signifikante Erhöhung würden langfristig umweltfreundlichere und sozialverträglichere Alternativen begünstigt.  
Als zusätzlicher wichtiger Beitrag für eine dynamische Entwicklung des Kunststoffrecyclings ist die 
flächendeckende Einführung von Getrenntsammelsystemen an der Quelle anzusehen. 
Dies würde sicherstellen, dass die Qualität der recycelten Materialien gesteigert wird und somit geschlossene 
Kreisläufe gefördert werden. Zusätzlich muss eine europaweite Infrastruktur für das Recycling und die 
Wiederaufbereitung von Kunststoffen aufgebaut werden, um Exporte zu minimieren.  
 
 
cê~ÖÉ=S=JK=pçääíÉ=ÇáÉ=ÖÉíêÉååíÉ=e~ìëë~ããäìåÖ=îçå=hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉå=áå=sÉêÄáåÇìåÖ=
ãáí=ÉáåÉê=ãÉåÖÉåÄÉòçÖÉåÉå=^ÄÑ~ääÖÉÄΩÜêÉåÉêÜÉÄìåÖ=Em~óJ^ëJvçìJqÜêçïF=ÑΩê=
oÉëí~ÄÑ®ääÉ=áå=bìêçé~=ÖÉÑ∏êÇÉêí=ïÉêÇÉå=çÇÉê=ëçÖ~ê=çÄäáÖ~íçêáëÅÜ=ëÉáå\==
 
Ja, eine verpflichtende Einführung von Getrenntsammelsystemen und mengenbezogener Abfallgebührenerhebung 
ist notwendig. Getrenntsammelsysteme befördern durch die resultierende niedrige Verunreinigung der gesammelten 
Materialien ein höherwertiges Recycling.  
 
Ergänzend sollte unbedingt eine Strategie zur Getrenntsammlung von Bioabfällen erarbeitet werden, nur so kann 
eine geringstmögliche Kontamination der Kunststoffabfälle gesichert werden. 
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Die mengenbezogene Abfallgebührenerhebung (PAYT) kann nach unserer Auffassung eine effektive Methode sein 
um das Abfallaufkommen zu minimieren. Allerdings ist zu prüfen, ob diese Maßnahme unter Berücksichtigung 
lokaler Gegebenheiten auch tatsächlich zu Umweltentlastungen führen.  
 
Die Einführung von Maßnahmen im Rahmen einer erweiterten Herstellerverantwortung für Kunststoffprodukte 
sollte ebenfalls befördert werden. So kann beispielsweise die verpflichtende Einführung von EU-weit einheitlichen 
Pfand- oder Rücknahme-Systemen für Kunststoffverpackungen effektivere Beiträge zu deren Recycling leisten als 
Getrenntsammelsysteme an der Haustür. 
 
 
cê~ÖÉ=T=JK=páåÇ=ëéÉòáÑáëÅÜÉ=wáÉäîçêÖ~ÄÉå=ÑΩê=Ç~ë=oÉÅóÅäáåÖ=îçå=hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉå=
ÉêÑçêÇÉêäáÅÜI=ìã=Ç~ë=oÉÅóÅäáåÖ=îçå=hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉå=òì=ÉêÜ∏ÜÉå\=tÉäÅÜÉ=
~åÇÉêÉå=j~≈å~ÜãÉå=â∏ååíÉå=ÉáåÖÉÑΩÜêí=ïÉêÇÉå\==
 
Recyclingziele für Kunststoffe sind bereits in der Abfallrahmenrichtlinie und der Verpackungsrichtlinie 
berücksichtigt. Neben der Einführung spezifischer Recyclingziele für Kunststoffe plädiert der BUND dafür, dass die 
gesamten Recyclingziele in beiden Richtlinien deutlich erhöht werden. Insbesondere müssen deutliche Präferenzen 
für das stoffliche Recycling gesetzt werden, um der Begünstigung der Verwendung von wertvollen Ressourcen als 
Ersatz-Brennstoff in entgegenzuwirken.  
 
Zur Steigerung des Kunststoffrecyclings wird auch die Entwicklung von Standards für Recyclingmaterialien 
beitragen, da hierüber eine europaweit einheitliche Qualität erreicht und die Verwendung als Rohstoff erleichtert 
wird. 
Ergänzend kann über die Einführung von Zielen für die Verwendung von recycelten Kunststoffen in Produkten eine 
stabile Nachfrage nach Recyclingmaterial geschaffen werden.  
 
Den EU Mitgliedsstaaten müssen einheitliche, standardisierte Methoden zur Messung der Recyclingraten zur 
Verfügung gestellt werden. Die Abfallrahmenrichtlinie erlaubt es derzeit, verschiedene Bilanzierungsmethoden 
anzuwenden, so dass die Ergebnisse auf europäischer Ebene wenig transparent und nicht vergleichbar sind.  
 
Die von EUROSTAT gemäß der Abfallstatistik-Verordnung aus 2002 erhobenen Daten sind derzeit nicht vollständig 
kompatibel mit den im Rahmen der Zielsetzungen der Abfallrahmenrichtlinie zu meldenden Daten über 
Siedlungsabfälle. So unterscheidet zum Beispiel die Abfallrahmenrichtlinie zwischen Hausmüll und 
Gewerbeabfällen, während dies in der Abfallstatistik-Verordnung nicht der Fall ist.  
Nach unserer Auffassung ist jedoch eine bessere Überwachung unerlässlich, um sicherzustellen, dass die 
Mitgliedstaaten ihre Recyclingziele einhalten und ihre Recycling-Bemühungen zu steigern. 
 
 
cê~ÖÉ=U=JK=jΩëëÉå=j~≈å~ÜãÉå=ÑÉëíÖÉäÉÖí=ïÉêÇÉåI=ìã=òì=îÉêÜáåÇÉêåI=Ç~ëë=áå=
aêáííä®åÇÉê=
~ìëÖÉÑΩÜêíÉ=êÉÅóÅäÉÄ~êÉ=hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉ=áå=ìåòìä®åÖäáÅÜÉå=^åä~ÖÉå=êÉÅóÅÉäí=
ïÉêÇÉå=çÇÉê=~ìÑ=ÇáÉ=aÉéçåáÉ=ÖÉä~åÖÉå\=
 
Ja, vor allem sind Standards zu entwickeln, durch die ein hochwertiges (zertifiziertes) Recycling gewährleistet wird. 
Hierbei ist neben der Input-Outputbilanz der betrachteten Anlagen auch die Effizienz der angewandten Prozesse zu 
berücksichtigen. 
Um Abfallexporte zu Einrichtungen mit nicht ausreichenden Recycling-Standards zu verhindern, ist die Einführung 
einer Liste von zertifizierten Einrichtungen außerhalb der EU notwendig. 
Es sollte jedoch in erster Linie sichergestellt werden, dass eine funktionierende Infrastruktur für das Recycling und 
die Wiederverwendung innerhalb der EU aufgebaut wird.  
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cê~ÖÉ=V=JK=t®êÉå=ïÉáíÉêÉ=ÑêÉáïáääáÖÉ=j~≈å~ÜãÉåI=áåëÄÉëçåÇÉêÉ=îçå=eÉêëíÉääÉêå=ìåÇ=
báåòÉäÜ®åÇäÉêåI=Éáå=ÖÉÉáÖåÉíÉë=ìåÇ=ïáêâë~ãÉë=fåëíêìãÉåí=ÑΩê=ÉáåÉ=ÄÉëëÉêÉ=
oÉëëçìêÅÉååìíòìåÖ=áã=sÉêä~ìÑ=ÇÉë=iÉÄÉåëòóâäìë=îçå=hìåëíëíçÑÑÉêòÉìÖåáëëÉå\==
 
Freiwillige Maßnahmen sind kein Ersatz für Rechtsvorschriften. Aus diesem Grunde bevorzugen wir eine gesicherte 
Rechtsgrundlage, über die auch ausreichende Anreize für Investitionen und die Entwicklung von innovativen 
Technologien gegeben wird. Freiwillige Maßnahmen, die über die geltenden Vorschriften hinaus gehen, sind zu 
begrüßen. Inwieweit sie dann zusätzlich gefördert werden können, ist zu prüfen. 
 
 
cê~ÖÉ=NM=JK=dáÄí=Éë=o~ìã=ÑΩê=ÇáÉ=båíïáÅâäìåÖ=îçå=mÑ~åÇJ=ìåÇ=oΩÅâå~ÜãÉëóëíÉãÉ=
çÇÉê=iÉ~ëáåÖJpóëíÉãÉå=ÑΩê=ÄÉëíáããíÉ=h~íÉÖçêáÉå=îçå=hìåëíëíçÑÑÉêòÉìÖåáëëÉå\=
tÉåå=à~I=ïáÉ=â∏ååíÉå=åÉÖ~íáîÉ=^ìëïáêâìåÖÉå=~ìÑ=ÇÉå=tÉííÄÉïÉêÄ=îÉêãáÉÇÉå=
ïÉêÇÉå\==
 
Pfand- und Rücknahmesysteme sollten in ganz Europa einheitlich verpflichtend eingeführt werden, und demzufolge 
bei der Überarbeitung der Verpackungsrichtlinie berücksichtigt werden. Für Kunststoffverpackungen, wie z.B. 
Getränkeflaschen lassen sich über Pfand- und Rücknahmesysteme hervorragende Ergebnisse in Hinblick auf Menge 
und Qualität der gesammelten Materialen erreichen. In Küstengebieten können derartige Sammelsysteme auch zu 
einer erheblichen Reduktion des Eintrags von Kunststoffabfällen in die Meere führen. 
 
Auch für den Bereich der Transportverpackungen sollte die Einführung von Mehrwegsystemen bzw. Pfand- und 
Rücknahmestrukturen gefördert werden.  
 
Die Einführung von Leasingsystemen in Europa sollte befördert werden. Hersteller müssen dazu angeregt werden 
Produkte länger halt- bzw. nutzbar, leichter reparierbar und erweiterbar zu machen. 
 
 
cê~ÖÉ=NN=JK=tÉäÅÜÉ=^êí=îçå=fåÑçêã~íáçåÉå=ïΩêÇÉå=páÉ=ÑΩê=ÉêÑçêÇÉêäáÅÜ=Ü~äíÉåI=ìã=ÇáÉ=
sÉêÄê~ìÅÜÉê=Ç~êáå=òì=ÄÉëí®êâÉåI=ÄÉá=ÇÉê=båíëÅÜÉáÇìåÖ=ÑΩê=Éáå=
hìåëíëíçÑÑÉêòÉìÖåáë=ÉáåÉå=ÇáêÉâíÉå=_Éáíê~Ö=òìê=oÉëëçìêÅÉåÉÑÑáòáÉåò=òì=äÉáëíÉå\=
  
Es ist Auffassung des BUND, dass es in erster Linie die Aufgabe des Gesetzgebers und der Unternehmen ist, 
gefährliche und ressourcenineffiziente Produkte vom Markt zu nehmen, anstelle die Verantwortung auf die 
Verbraucher/innen abzuschieben. 
 
Die Verbraucher/innen werden bereits mit einer Vielzahl von Informationen belastet, und nur wenige Engagierte 
nutzen diese, auch ohne dass zusätzliche Faktoren wie mögliche Kosteneinsparungen (z. B. bei energieeffizienten 
Geräten) eine Rolle spielen. Nur nach objektiven und anspruchsvollen ökologischen Kriterien geprüfte und von 
neutralen Institutionen vergebene Kennzeichnungen sind eine sinnvolle Entscheidungshilfe für die Verbraucher. 
 
Verbote ungerechtfertigter oder irreführender ökologischer Kennzeichnungen sind notwendig. Darüber hinaus sollte 
durch die Überprüfung bestehender und zukünftiger Kennzeichnungssysteme sichergestellt werden, dass diese 
Systeme einfach zu verstehen und auch eine ausreichende Relevanz besitzen. 
 
Informationsbestrebungen sollten entlang der gesamten Lieferkette eines Produktes ansetzen (einschließlich 
Business to Business und öffentlichem Beschaffungswesen). So könnten grundsätzliche Verbesserungen der 
Ressourceneffizienz erreicht werden, ohne abhängig von dem Engagement und Verständnis der Verbraucher/innen 
oder der Verbreitung und Eingriffstiefe von Umweltzeichen zu sein. 
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cê~ÖÉ=NO=JK=tÉäÅÜÉ=ûåÇÉêìåÖÉå=~å=ÇÉê=ÅÜÉãáëÅÜÉå=wìë~ããÉåëÉíòìåÖ=îçå=
hìåëíëíçÑÑÉå=â∏ååíÉå=áÜêÉ=oÉÅóÅäáåÖÑ®ÜáÖâÉáí=îÉêÄÉëëÉêå\==
 
Für eine Verbesserung der Recyclingfähigkeit ist es entscheidend, dass die Verwendung von umwelt- und 
gesundheitsschädlichen Stoffen streng limitiert oder gar verboten wird.  
Darüber hinaus könnte durch die Begrenzung von Kunststoff-Verpackungen auf eine kleinere Auswahl an 
Materialien (z.B. PP, PET) die Recyclingfähigkeit von Kunststoffabfällen verbessert werden. Bevor neue Kunststoffe 
in den Markt eingeführt werden, ist es notwendig, dass deren Recyclingfähigkeit in den bestehenden Systemen 
gewährleistet ist. Die Verwendung von duroplastischen, also nicht einschmelzbaren Kunststoffen ist daher kritisch 
zu sehen. Derzeit existieren jedoch keine Beschränkungen für nicht recyclingfähige Kunststoffe. 
 
Wir fordern nachdrücklich, dass Rechtsvorschriften in Kraft gesetzt werden, durch die eine Kontamination der zu 
recycelnden Stoffe durch umwelt- und gesundheitsschädliche Substanzen wie z.B. BFRs, POPs, PBB, HBCDD 
verhindert wird. Die Verwendung von PVC in Lebensmittel- und Getränkeverpackungen sollte unterbunden werden, 
um die damit verbundenen Umwelt- und Gesundheitsrisiken zu vermeiden. 
 
 
cê~ÖÉ=NP=JK=táÉ=â∏ååÉå=fåÑçêã~íáçåÉå=ΩÄÉê=ÇáÉ=ÅÜÉãáëÅÜÉ=wìë~ããÉåëÉíòìåÖ=îçå=
hìåëíëíçÑÑÉå=~ääÉå=^âíÉìêÉå=áå=ÇÉê=oÉÅóÅäáåÖJhÉííÉ=òìê=sÉêÑΩÖìåÖ=ÖÉëíÉääí=
ïÉêÇÉå\==
 
Kunststoffe, für die ein Recycling schwierig oder unmöglich ist, oder die auf Grund ihrer chemischen 
Zusammensetzung ein Risiko für Umwelt oder Gesundheit darstellen, müssen vom Markt genommen werden, sofern 
es sich nicht um langlebige Bauteile handelt, die sich für eine mehrfache Wiederverwendung eignen.  
Wir empfehlen grundsätzlich die Einführung eines Registers der verschiedenen Kunststoffmaterialien sowie eine 
generelle Kennzeichnung um eine größtmögliche Transparenz herzustellen.  
Datenblätter mit Informationen zur Zusammensetzung und zur Demontage der Produkte sollten obligatorisch sein. 
Insbesondere Materialien mit problematischen Inhaltsstoffen müssen eindeutig erkennbar werden, um diese 
entweder vermeiden zu können oder diese im Recyclingprozess leichter abzutrennen.  
 
 
cê~ÖÉ=NQ=JK=táÉ=â∏ååÉå=eÉê~ìëÑçêÇÉêìåÖÉåI=ÇáÉ=ëáÅÜ=~ìë=ÇÉê=sÉêïÉåÇìåÖ=îçå=
jáâêçâìåëíëíçÑÑíÉáäÅÜÉå=áå=mêçÇìâíÉå=çÇÉê=áåÇìëíêáÉääÉå=mêçòÉëëÉå=çÇÉê=
k~åçé~êíáâÉäå=áå=hìåëíëíçÑÑÉå=ÉêÖÉÄÉåI=~ã=ÄÉëíÉå=~åÖÉÖ~åÖÉå=ïÉêÇÉå\==
 
Das Vorsorgeprinzip muss grundsätzlich zur Anwendung kommen. Bevor Produkte vermarktet werden muss deren 
Sicherheit für den gesamten Lebenszyklus betrachtet werden. Dies betrifft insbesondere auch die Betrachtung, 
inwieweit die verwendeten Mikro- oder Nanopartikel eine Wiederverwendung oder ein Recycling der Produkte 
verhindern oder gar ein Umwelt- oder Gesundheitsrisiko darstellen. Eine Voraussetzung für die Identifizierbarkeit 
von Mikro- oder Nanopartikeln in Produkten ist die Einführung von allgemeingültigen Standards zur Klassifizierung 
und Kennzeichnung von Kunststoffmaterialien. 
 
Die Verwendung von Mikroplastikpartikeln in umweltoffenen Anwendungen wie beispielsweise Kosmetika, Wasch- 
und Reinigungsmitteln oder Kunststoff-Strahlverfahren sollte in jedem Fall verboten werden.  
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cê~ÖÉ=NR=JK=pçääíÉ=òìê=sÉêêáåÖÉêìåÖ=ÇÉê=hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉ=áã=o~ÜãÉå=ÇÉê=
mêçÇìâíÇÉëáÖåJ=mçäáíáâ=ÖÉÖÉå=ÇáÉ=ÖÉéä~åíÉ=lÄëçäÉëòÉåò=îçå=hìåëíëíçÑÑÉêòÉìÖåáëëÉå=
îçêÖÉÖ~åÖÉå=ëçïáÉ=ÉáåÉ=îÉêëí®êâíÉ=táÉÇÉêîÉêïÉåÇìåÖ=ìåÇ=ÉáåÉ=ãçÇìä~êÉ=_~ìïÉáëÉ=
~åÖÉëíêÉÄí=ïÉêÇÉå\=
 
Das Design eines Produktes ist wesentlich dafür verantwortlich, dass dieses am Ende des Lebenszyklus leicht 
repariert und recycelt werden kann. Hierzu sind eine leichte Demontierbarkeit oder ein modularer Aufbau 
notwendige Voraussetzungen. Im Vordergrund sollte vor allem die Möglichkeit der Wieder- oder Weiterverwendung 
von Produkten stehen. Die EU sollte demzufolge alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, dass dies zur Regel wird. 
Schlecht designte Produkte - geplante Obsoleszenz ist mutwillig schlechtes Design - muss durch geeignete 
Maßnahmen wie z.B. erheblich verlängerte Gewährleistungsfristen für die Hersteller unterbunden werden. 
 
Kunststoffe sollten so eingesetzt werden, dass diese größtmögliche Qualität und Haltbarkeit besitzen. 
Entsprechende Ökodesign-Kriterien sollten auch die Verwendung von schadstoffarmen recycelbaren Kunststoffen 
festschreiben. 
 
Die Einführung eines Produkt Pass-System würde dazu beitragen, sicherzustellen dass Produkte leichter repariert 
werden könnten und Reparatur-Center besser über die einzelnen Komponenten und Bauteile informiert sind. In 
Produkt-Pässen sollten auch Informationen über die voraussichtliche Produkt Lebensdauer sowie die Verfügbarkeit 
und Bezugsquellen für Ersatzteile enthalten sein. 
 
 
cê~ÖÉ=NS=JK=h∏ååíÉå=åÉìÉ=oÉÖÉäå=ÑΩê=Ç~ë=£âçÇÉëáÖå=Ç~òì=ÄÉáíê~ÖÉåI=ÉáåÉ=Ü∏ÜÉêÉ=
táÉÇÉêîÉêïÉåÇÄ~êâÉáí=ìåÇ=i~åÖäÉÄáÖâÉáí=îçå=hìåëíëíçÑÑÉêòÉìÖåáëëÉå=òì=ÉêòáÉäÉå\==
 
Die Ökodesign-Richtlinie sollte um Aspekte wie die Wiederverwendbarkeit, das Recycling und die Herstellung von 
langlebigen und reparierbaren Produkten erweitert werden. Ein erster Fokus könnte beispielsweise auf Produkte mit 
einer kurzen Lebensdauer und kritischen Inhaltsstoffen gelegt werden.  
 
Für Kunststoffe in Produkten müssen Standards für die einfache Demontage festgelegt werden sowie Vorgaben für 
die Verbesserung der Recyclingfähigkeit von Kunststoffteilen durch die Vermeidung von kostenintensiven 
Dekontaminationsmaßnahmen. 
 
Vorgaben für einen Anteil an recyclierten Kunststoffen für neue Produkte würden darüber hinaus dazu beitragen, 
einen stabilen Markt für das Recycling von Kunststoffen zu schaffen. 
 
Über Leasing-Systeme - beispielsweise für elektrische und elektronische Geräte - könnten die Rückführung von 
Produkten an die Hersteller sichergestellt, und somit Bauteile leichter für Reparaturzwecke oder zur 
Wiederverwendung verfügbar gemacht werden.  
 
 
cê~ÖÉ=NT=JK=pçääíÉå=ã~êâíÄ~ëáÉêíÉ=fåëíêìãÉåíÉ=ÉáåÖÉÑΩÜêí=ïÉêÇÉåI=ìã=ÇáÉ=
rãïÉäíâçëíÉå=îçå=ÇÉê=mêçÇìâíáçå=Äáë=òìê=ÉåÇÖΩäíáÖÉå=_ÉëÉáíáÖìåÖ=îçå=hìåëíëíçÑÑ=
ÖÉå~ìÉê=ïáÇÉêòìëéáÉÖÉäå\==
 
Die Lizenzierung der Verwertung von Kunststoffverpackungen ist ein marktwirtschaftlicher Weg zur Umlage von 
Kosten für das Recycling auf die Hersteller. Die Erfahrungen zeigen, dass dadurch die Menge der 
Kunststoffverpackungen nicht verringert werden konnte; allerdings wurde das Recycling der Kunststoffe durch die 
Übernahme der nur teilweise durch Erlöse zu deckenden Kosten (z.B. für die Entsorgungslogistik und die Sortierung) 
erhöht.  
 
Auch Verpackungssteuern (für die Verwertung) oder Ressourcensteuern (auf den Rohstoffverbrauch) können einen 
derartigen Effekt haben. Allerdings hat die EU keine Regelungsmöglichkeiten bei Fragen der Besteuerung in den 
Mitgliedsstaaten (z.B. Verpackungssteuern oder höhere Deponiesteuern). Trotzdem wäre zu überlegen, ob die EU 
grundsätzlich Kompetenzen zur Erhebung einer Ressourcensteuer erhalten sollte, um die europäische Abfallpolitik 
voranzutreiben. Eine solche Steuer sollte selbstverständlich aufkommensneutral erhoben werden.  
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Es wäre darüber hinaus zu begrüßen, dass die Mitgliedsstaaten nicht von Seiten der EU-Kommission auf Grund 
angeblicher Verstöße gegen die Ordnung des Binnenmarktes kritisiert werden, wenn diese zu fiskalischen oder 
sonstigen Maßnahmen greifen, die zu einer Reduktion der Abfallmengen führen.  
Es gibt kein Recht auf die Produktion von Müll, und im 21. Jahrhundert muss der Zunahme der Abfallmengen 
wirksam entgegen getreten werden.  
Lizenzgebühren oder Steuern müssen aber nicht zwangsläufig einen Beitrag zur Abbildung der Umweltkosten im 
Preis eines Produkts widerspiegeln. Im Rahmen der Kostenkalkulation können Industrie und Handel auch ökologisch 
nachteilige Produkte quersubventionieren. 

 

 
cê~ÖÉ=NU=JK=táÉ=â~åå=Ç~ë=ÇìêÅÜ=âìêòäÉÄáÖÉ=ìåÇ=báåïÉÖJbêòÉìÖåáëëÉ=~ìë=hìåëíëíçÑÑ=
îÉêìêë~ÅÜíÉ=ÉåçêãÉ=^ÄÑ~ää~ìÑâçããÉå=~ã=ÄÉëíÉå=ÄÉï®äíáÖí=ïÉêÇÉå\==
 
Eine Kombination von Maßnahmen ist notwendig.  
Da ein großer Teil der kurzlebigen Kunststofferzeugnisse Verpackungen sind, gehört die Verminderung der Mengen 
an Verpackungsabfällen dazu. Pfand- und Rücknahmesysteme sollten verpflichtend eingeführt werden. Dies trifft 
natürlich nicht nur für Getränkeflaschen aus Kunststoff zu. 
Der Aufbau und Unterhalt stabiler Recyclingsysteme (zur Erfassung, Sortierung, Aufarbeitung und Vermarktung) ist 
für die Bewältigung der noch nicht vermiedenen Kunststoffabfälle kurz- und mittelfristig unbedingt erforderlich.  
Eine weitere Maßnahme kann nach Auffassung des BUND die Einführung von konkreten Zielen zur Vermeidung 
oder Wiederverwendung von Kunststoffprodukten sein. Diese sollten in der Abfallrahmenrichtlinie festgelegt 
werden. Anreize könnten auch durch Verpackungssteuern (für die Verwertung) oder Ressourcensteuern (auf den 
Rohstoffverbrauch) geschaffen werden, da sich auf diese Weise die kurze Lebensdauer eines Gegenstands zumindest 
teilweise in seinem Preis widerspiegeln kann. 
 
 
cê~ÖÉ=NV=JK=cΩê=ïÉäÅÜÉ=^åïÉåÇìåÖÉå=äçÜåí=ëáÅÜ=ÇáÉ=c∏êÇÉêìåÖ=ÄáçäçÖáëÅÜ=~ÄÄ~ìÄ~êÉê=
hìåëíëíçÑÑÉ\=tÉäÅÜÉ=o~ÜãÉåÄÉÇáåÖìåÖÉå=ëçääíÉå=~åÖÉïÉåÇÉí=ïÉêÇÉå\==
 
Biologisch abbaubare Kunststoffe sollten nicht gefördert werden.  
 
Der BUND befürwortet vielmehr, dass die Kommission Maßnahmen fördert, die zu einer deutlichen Reduktion des 
Verbrauchs von kurzlebigen Kunststoffen führen. Anstelle den Einsatz von biologisch abbaubaren Kunststoffe zu 
fördern, sollten vielmehr Produkte mit dauerhaften und langfristig wieder verwendbaren Eigenschaften befördert 
werden. Auch beim biologischen Abbau von Kunststoffen ist die gesamte Produktionsenergie zur Herstellung des 
Produkts verloren. 
 
Wir stellen zudem fest, dass biologisch abbaubare Kunststoffe nicht in den etablierten Kunststoffabfallströmen 
recycelt werden können. Sie belasten daher die Abfallströme und führen zu einer geringeren Qualität der recycelten 
Materialien. 
 
 
cê~ÖÉ=OM=JK=t®êÉ=Éë=~åÖÉòÉáÖíI=ÇáÉ=ÄÉëíÉÜÉåÇÉå=êÉÅÜíäáÅÜÉå=^åÑçêÇÉêìåÖÉå=ÉåÖÉê=òì=
Ñ~ëëÉåI=áåÇÉã=ÉáåÉ=ÇÉìíäáÅÜÉ=råíÉêëÅÜÉáÇìåÖ=òïáëÅÜÉå=å~íΩêäáÅÜ=âçãéçëíáÉêÄ~êÉå=ìåÇ=
íÉÅÜåáëÅÜ=ÄáçäçÖáëÅÜ=~ÄÄ~ìÄ~êÉå=hìåëíëíçÑÑÉå=îçêÖÉåçããÉå=ïáêÇ\=råÇ=ëçääíÉ=ÉáåÉ=
ëçäÅÜÉ=råíÉêëÅÜÉáÇìåÖ=~äë=îÉêÄáåÇäáÅÜÉ=fåÑçêã~íáçå=ÑÉëíÖÉëÅÜêáÉÄÉå=ïÉêÇÉå\=
 
Der BUND ist der Auffassung, dass sich die EU, anstelle der Förderung der Verwendung bestimmter Kunststoffarten, 
stärker für eine Reduktion des Kunststoffverbrauchs einsetzen muss. 
Es besteht ansonsten die Gefahr, dass die EU Kommission zum „Greenwashing“ von Materialien beiträgt. 
 
Es existiert derzeit keine eindeutige Definition oder Norm für biologisch abbaubare Kunststoffe. So können 
bioabbaubare Kunststoffe ggf. nur in industriellen Kompostern behandelt werden. Zudem enthalten diese 
Kunststoffe keine für Pflanzen relevanten Nährstoffe und tragen daher nicht zu einem gesunden nährstoffreichen 
Boden bei. 
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cê~ÖÉ=ON=JK=tΩêÇÉ=ÇÉê=báåë~íò=îçå=EçñçJF=ÄáçäçÖáëÅÜ=~ÄÄ~ìÄ~êÉã=hìåëíëíçÑÑ=
áêÖÉåÇÉáåÉ=^êí=îçå=fåíÉêîÉåíáçåÉå=ãáí=_äáÅâ=~ìÑ=ÇáÉ=páÅÜÉêìåÖ=ÇÉê=oÉÅóÅäáåÖîÉêÑ~ÜêÉå=
ÉêÑçêÇÉêå\=tÉåå=à~I=~ìÑ=ïÉäÅÜÉê=bÄÉåÉ\==
 
Der BUND lehnt die Verwendung von oxo-abbaubaren Kunststoffen ab, da sie ein eindeutiges Beispiel für 
„Greenwashing“ sind. Oxo-abbaubare Kunststoffe sind Erdöl-basierte Polymere, die mit Additiven (meist 
Metallsalzen) ausgerüstet sind. Der Abbau dieser Polymere wird beschleunigt, wenn sie Wärme und/oder Licht 
ausgesetzt werden. 
 
Oxo-abbaubare Kunststoffe werden oft als "abbaubar", "biologisch abbaubar" oder "oxo-biologisch abbaubar" 
bezeichnet, was nach Auffassung des BUND irreführend ist, da sie im Vergleich zu herkömmlichen Kunststoffen 
keine geringeren Umweltauswirkungen haben. 
 
Zudem können sie den Recyclingkreislauf belasten, beispielweise durch Kontamination der biologischen 
Kompostierung oder durch Qualitätsminderung von recycelten Kunststoffen. Es müsste also ein eigenes getrenntes 
Erfassungssystem für derartige Abfallströme aufgebaut werden. 
 
 
cê~ÖÉ=OO=JK=táÉ=ëçääíÉå=ÄáçÄ~ëáÉêíÉ=hìåëíëíçÑÑÉ=áå=_ÉòìÖ=~ìÑ=ÇáÉ=_ÉïáêíëÅÜ~ÑíìåÖ=îçå=
hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉå=ìåÇ=ÇáÉ=bêÜ~äíìåÖ=ÇÉê=oÉëëçìêÅÉå=ÄÉíê~ÅÜíÉí=ïÉêÇÉå\=pçääíÉ=ÇáÉ=
sÉêïÉåÇìåÖ=îçå=ÄáçÄ~ëáÉêíÉå=hìåëíëíçÑÑÉå=ÖÉÑ∏êÇÉêí=ïÉêÇÉå\==
 
Eine grundsätzliche Verwendung von biobasierten Kunststoffen sollte nicht gefördert werden.  
Insgesamt wird durch den Einsatz von „Bio“-Kunststoffen die gleiche Kontroverse in Bezug auf den übermäßigen 
Konsum von Land und den schädlichen Auswirkungen intensiver Plantagenwirtschaft wie bereits bei den so 
genannten „Bio“-Kraftstoffen aufgeworfen. 
 
Die Konkurrenz mit der Lebensmittelproduktion um Flächen – führt zu indirekten Landnutzungsänderungen, d.h. 
mehr Abholzung und Umwandlung von natürlichen Lebensräumen in Ackerland. Darüber hinaus ist die Ausweitung 
unseres "Land-Fußabdrucks", um die zusätzliche Nachfrage zu Gunsten von „Bio“-Kunststoffen befriedigen, eine 
weitere Triebfeder des globalen Landraubs und der weltweiten Landenteignung von Gemeinden. 
 
Europa greift bereits außerhalb seiner Grenzen auf mehr Landressourcen zu als jeder andere Kontinent. Die Frage, 
woher das Land für „Bio“-Kunststoffe kommt ist daher von entscheidender Bedeutung. Es gibt bereits eine große 
Debatte darüber, ob es genug Land für die Produktion von „Bio“-Kraftstoffen gibt. Somit wird die Frage essentiell, 
ob es darüber hinaus weitere zusätzliche Landressourcen für die Produktion von Kunststoffen in großem Maßstab - 
oder andere neue biobasierte Produkte wie Chemikalien und Pharmazeutika gibt. 
 
Die EU muss den steigenden Landbedarf von Europa ernsthaft in den Griff bekommen. Anstatt die zusätzliche 
Produktion von Kunststoffen aus anderen Quellen zu fördern, muss die Nachfrage nach Primärkunststoffen zu 
Gunsten einer Förderung von Abfallvermeidung, Wiederverwendung und Recycling reduziert werden. 
 
Nur die stoffliche Verwertung von Abfällen z.B. aus der Nahrungsmittelindustrie für langlebige Produkte ist nach 
Ansicht des BUND vertretbar. 
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cê~ÖÉ=OP=JK=tÉäÅÜÉ=~åÇÉêÉå=~äë=áå=ÇáÉëÉã=dêΩåÄìÅÜ=ÄÉëÅÜêáÉÄÉåÉå=j~≈å~ÜãÉå=
â∏ååíÉå=òìê=sÉêêáåÖÉêìåÖ=ÇÉê=^ÄÑ®ääÉ=áã=jÉÉê=áå=_Éíê~ÅÜí=ÖÉòçÖÉå=ïÉêÇÉå\=pçääíÉå=
ÉáåáÖÉ=j~≈å~ÜãÉå=áå=_ÉòìÖ=~ìÑ=^ÄÑ®ääÉ=áã=jÉÉê=~ìÑ=brJbÄÉåÉ=âççêÇáåáÉêí=ïÉêÇÉå=EòK=
_K=ÇìêÅÜ=báåÑΩÜêìåÖ=ÉáåÉë=bìêçé®áëÅÜÉå=hΩëíÉåêÉáåáÖìåÖëí~ÖÉë=òìê=
sÉêÄê~ìÅÜÉêëÉåëáÄáäáëáÉêìåÖF\==
 
Ein Europäischer Küstenreinigungstag allein würde in keiner Weise ausreichen, da der Anteil der an die Strände 
angespülten Abfälle nur einen maximalen Prozentsatz von 15% der Gesamtmenge in der Meeresumwelt darstellt. 
Allerdings ist der Effekt der Sensibilisierung der Verbraucher/innen nicht zu unterschätzen, daher begrüßt der BUND 
solche Aktionen.  
Allerdings sollten sich die Anstrengungen auf die generelle Vermeidung des see- und landbasierten Eintrags von 
Kunststoffabfällen in die Meeresumwelt konzentrieren. 
Dabei sind besonders Einträge aus Städten entlang der Flüsse, der Landwirtschaft sowie offener Deponien und dem 
Tourismus zu Vermeiden. Darüber hinaus müssen Maßnahmen zur Vermeidung von Netzrückständen (z.B. 
Geisternetze) im Meer dringend verhindert werden. 
Eine Maßnahme zur Reduzierung der Mülleinträge über die Flüsse, wäre die bereits aufgefangen Müllteile in den 
Flüssen durch alle bestehenden Auffanganlagen (Wehre, Kraftwerke) zu nutzen und den Müll aus den Flüssen zu 
entfernen. Die gängige Praxis ist, dass der Müll in den Flüssen weiter geleitet wird.   
Pfand- und Rücknahmesysteme sollten in ganz Europa verpflichtend eingeführt werden, und demzufolge bei der 
Überarbeitung der Verpackungsrichtlinie berücksichtigt werden. Für Kunststoffverpackungen, wie z.B. 
Getränkeflaschen, lassen sich über Pfand- und Rücknahmesysteme hervorragende Ergebnisse in Hinblick auf Menge 
und Qualität der gesammelten Materialen erreichen, und somit auch für den Schutz der Meere.  
Mögliche Maßnahmen sind auch bessere Kläranlagen, durch die Kunststoffteile verschiedener Größenklassen, 
eventuell sogar Mikro-Plastik, entfernt werden können.  
Es müssen sehr viel mehr Mittel zu Verfügung gestellt werden, um die Menschen über die Nachteile des achtlosen 
Wegwerfens von Abfällen, vor allem Kunststoffabfällen, zu informieren. Küstenreinigungstage gehören dazu, wären 
aber nur ein kleiner Beitrag im Rahmen dieser globalen Aufgabe. 
Es müssen zusätzlich mehr Mittel zu Verfügung gestellt werden, um die Erforschung von Methoden zur Beseitigung 
von Abfällen aus der Meeresumwelt zu befördern und Methoden für eine bessere Überwachung der Abfalleinträge 
zu entwickeln. In den Häfen müssen Europa-weit harmonisierte Entsorgungseinrichtungen bereitgestellt werden, 
um sicherzustellen, dass alle Schiffe ihre Abfälle in den Häfen und nicht auf See entsorgen. Das bedeutet eine 
verpflichtende Abfallentsorgung über Entsorgungseinrichtungen im Hafen für alle Schiffe, einschließlich 
Fischerboote. Die Entsorgungskosten müssen dabei in den Hafengebühren enthalten sein. 
Die Richtlinie 2000/59/EG über Hafenauffangeinrichtungen für Schiffsabfälle und Ladungsrückstände ist zu 
berücksichtigen. Darüber hinaus müssen die bestehenden Rechtsvorschriften der MARPOL Annex V ordnungsgemäß 
kontrolliert und durchgesetzt werden. Ein Verbot jeglicher Abfallverbrennung auf See durch die IMO würde 
Möglichkeiten der illegalen Entsorgungen auf See erschweren und die Kontrollen im Hafen erleichtern.   
Darüber hinaus sollte eine effektivere Strafverfolgung und höhere Strafen bei illegaler Abfallentsorgung auf See 
durchgesetzt werden. 
 
 
cê~ÖÉ=OQ=JK=få=áÜêÉã=sçêëÅÜä~Ö=ÑΩê=Éáå=åÉìÉë=rãïÉäí~âíáçåëéêçÖê~ãã=ëÅÜä®Öí=ÇáÉ=
hçããáëëáçå=ÇáÉ=báåÑΩÜêìåÖ=ÉáåÉê=brJïÉáíÉå=èì~åíáí~íáîÉå=wáÉäîçêÖ~ÄÉ=ÑΩê=ÇáÉ=
sÉêêáåÖÉêìåÖ=ÇÉê=^ÄÑ®ääÉ=áã=jÉÉê=îçêK=tÉäÅÜÉå=jÉÜêïÉêí=ÄáÉíÉí=ÇáÉ=báåÑΩÜêìåÖ=ÉáåÉê=
ëçäÅÜÉå=wáÉäîçêÖ~ÄÉ=ÖÉÖÉåΩÄÉê=ÇÉå=j~≈å~ÜãÉå=òìê=sÉêêáåÖÉêìåÖ=îçå=
hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉå=áã=^ääÖÉãÉáåÉå\=táÉ=â∏ååíÉ=ÉáåÉ=ëçäÅÜÉ=wáÉäîçêÖ~ÄÉ=ÉåíïáÅâÉäí=
ïÉêÇÉå\==
 
Der BUND setzt sich für ein Reduktionsziel von 50% bezogen auf den Eintrag von Abfällen in die Meere bis 2020 
als ersten Schritt zur Erreichung eines guten Umweltzustandes im Sinne der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie. 
Allerdings muss dieses mit konkreten operativen Zielen für die Reduktion von Abfällen aus landgestützten Quellen 
ergänzt werden. Abfälle müssen primär an der Quelle gestoppt werden, damit diese nicht in die Fluss- und 
Meeresumwelt eingetragen werden. 
Adressaten sind auch Betriebe der Offshore-Industrie wie z.B. Bohrplattformen und Aquakulturbetriebe. 
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Die Ziele, die durch die Mitgliedstaaten im Rahmen der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie festgelegt wurden, sind 
nicht konkret genug. Über die Festlegung pauschaler Zielformulierungen wie einer „Reduktion" werden die Effekte 
wahrscheinlich vernachlässigbar sein. Bei Zielfestsetzungen muss sichergestellt werden, dass bezogen auf die 
Ausgangssituation die Verbesserungen auch messbar sind.  
Dafür bedarf es einer Einführung eines harmonisierten Monitorings über Einträge von Müll im Meer und einer 
Bewertung der Umweltauswirkungen. Darüber hinaus müssen weitere Untersuchungen über die Auswirkungen des 
Eintrags von Mikroplastik in die Nahrungskette stattfinden. 
 Oft werden Datenlücken und Wissensdefizite von den Ländern als Argument angeführt um quantitative Ziele nicht 
festzulegen. In solchen Situationen sollte nach unserer Auffassung das Vorsorgeprinzip zu Grunde gelegt werden, 
d.h. die Einsetzung von Sofortmaßnahmen zur Verhinderung des Abfalleintrags darf nicht verhindert werden. 
 
 
cê~ÖÉ=OR=JK=pçääíÉ=ÇáÉ=br=áã=o~ÜãÉå=áÜêÉê=łåÉìÉå=k~ÅÜÄ~êëÅÜ~ÑíëéçäáíáâJ=
hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉå=ÉáåÉ=Ü∏ÜÉêÉ=mêáçêáí®í=Éáåê®ìãÉåI=áåëÄÉëçåÇÉêÉ=òìê=sÉêêáåÖÉêìåÖ=
ÇÉê=hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉ=áã=jáííÉäãÉÉêê~ìã=ìåÇ=áã=pÅÜï~êòãÉÉêê~ìã\=
 
Ja, es wird keine Verbesserung eintreten, wenn nicht alle Länder ihre Abfallwirtschaftssysteme durch die Festlegung 
von Zielen zur Vermeidung, Wiederverwendung und stoffliche Verwertung optimieren und Sammel- und 
Rücknahmesysteme für Kunststoffabfälle einrichten. 
 
 
cê~ÖÉ=OS=JK=táÉ=â∏ååíÉ=ÇáÉ=br=áåíÉêå~íáçå~äÉ=j~≈å~ÜãÉå=òìê=sÉêÄÉëëÉêìåÖ=ÇÉê=
ïÉäíïÉáíÉå=_ÉïáêíëÅÜ~ÑíìåÖ=îçå=hìåëíëíçÑÑ~ÄÑ®ääÉå=ïáêâë~ãÉê=Ñ∏êÇÉêå\==
 
Wir fordern die EU auf, ihre Anstrengungen auch auf eine signifikante Reduzierung der Verwendung von 
Kunststoffen auf internationaler Ebene zu richten. Durch die Festlegung konkreter Ziele zu Vermeidung und 
Wiederverwendung von Kunststoffen in der Abfallrahmenrichtlinie kann Europa weltweit eine führende Rolle 
einnehmen. 
 
Die EU sollte die weltweit existierenden guten Praxisbeispiele aufnehmen und weiterentwickeln. Wir wollen, dass 
die EU die positiven Ergebnisse für die Umwelt durch eine gute Abfallwirtschaft vervielfältigt, durch 
Materialimporte induzierte Probleme reduziert, Impulse für neue Arbeitsplätze setzt und zur Verbesserung der 
lokalen Wirtschaft beiträgt. 
 
Wir würden es darüber hinaus begrüßen wenn das Engagement für ein „Zero Waste“ System, welches sowohl durch 
die EU als auch durch internationale NGOs vorangetrieben wird, weitergehend unterstützt wird. 
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